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MEINUNG PRESSESTIMMEN

Holger Möhle, Berlin,
zum US-Truppenabzug

Trumps Abrechnung

Ein Präsident unter Druck. 
Ein Präsident mit mie-
sen Umfragewerten. Ein 

Präsident, der die Nato nicht 
schätzt und der den Nato-Part-
ner Deutschland zum Lieblings-
gegner im Bündnis erkoren hat. 
Jetzt hat Donald Trump der Bun-
desregierung seine Rechnung da-
für geliefert, dass Deutschland seit 
Jahren und noch für Jahre das in 
der Allianz verabredete Zwei-Pro-
zent-Ziel bei den nationalen Ver-
teidigungsausgaben nicht erfüllt. 
Beim Nato-Gipfel vor zwei Jahren 
hatte Trump versucht, die Latte 
noch höher zu legen: Zwei Prozent 
wären ganz okay, aber vermut-
lich müssten es vier Prozent sein, 
bluffte er. Jene 1,38 Prozent, die 
Deutschland derzeit in die alliier-
te Waagschale wirft, sind ihm ent-
schieden zu wenig. Für den frühe-
ren Geschäftsmann Trump einfach 
ein „bad deal“, ein schlechtes Ge-
schäft, weil Deutschland für sei-
ne eigene Sicherheit nicht (ausrei-
chend) zahlen wolle.

Nun will er knapp 12 000 der 
insgesamt 35 000 US-Soldaten aus 
Deutschland abziehen. Trumps 
Entscheidung riecht stark nach 
Strafaktion für einen Bündnispart-
ner, der sich seinem Diktat nicht 
beugen und seinen Narzissmus 
nicht bedienen will. Doch auch 
wenn der US-Präsident glaubt, mit 
der Ankündigung eines Truppen-

abzuges Deutschland als säumi-
gen Beitragszahler im Bündnis an 
den Pranger zu stellen, so schadet 
er sowohl US-Sicherheitsinteres-
sen als auch dem Bündnis selbst. 
Trump zieht Soldaten ab, die er 
für  Militäreinsätze etwa in Afrika 
braucht. Er will das Afrika-Kom-
mando mit Sitz in Stuttgart an ei-
nen anderen Standort verlegen, 
das Europa-Kommando soll nach 
Belgien. Der wahlkämpfende Prä-
sident zahlt selbst einen hohen fi-
nanziellen und  politischen Preis 
für seinen Plan. Er ist auch eine 
Art Abrechnung mit der unbeugsa-
men Angela Merkel.

Bislang ist der Truppenabzug 
nur angekündigt, aber noch lan-
ge nicht umgesetzt. Verliert Trump 
im November die Präsidentenwahl 
wird sowieso neu gerechnet, auch 
im transatlantischen Verhältnis. 
Doch Trump spielt mit allen Tricks, 
bringt jetzt sogar eine Verschie-
bung der US-Wahl ins Gespräch. 
Auch ein Joe Biden als US-Präsi-
dent würde mittelfristig vermut-
lich weniger Soldaten in Deutsch-
land belassen. Doch der Ton 
würde sich verändern und Bünd-
nispartner wie auch die Nato als 
Ganzes würden vorher konsultiert 
und informiert. Trump hat schon 
jetzt einiges Porzellan im Bünd-
nis zerschlagen. Wird er wieder ge-
wählt, muss die Nato aufpassen – 
auf sich selbst.

MEINUNG

Ulla Thiede 
zur Konjunktur

Auf Sicht 

Egal ob es am Ende ein Kon-
junktureinbruch im ein- 
oder zweistelligen Prozent-

bereich sein wird, heute schon ist 
klar: Die Wirtschaft ist schlimmer 
getroffen als während der Finanz-
krise vor gut zehn Jahren. Ein Aus-
fall der Wirtschaftsleistung um 400 
Milliarden Euro allein in Deutsch-
land ist prognostiziert, dem sich 
der Staat mit einem Konjunktur-
paket von 130 Milliarden Euro ent-
gegenstemmt: Wird das reichen?

Sicher: Es geht nicht allein um 
Zahlen und um die Frage, wer soll 
was bezahlen. So wie die Virolo-
gen und Epidemiologen im Um-
gang mit dem Coronavirus täglich 
dazulernen, fährt die Politik auf 
Sicht, anders geht es nicht. Dort 
die Gesundheitspolitiker, in Sa-
chen Konjunktur die Finanz- und 
Wirtschaftspolitiker. Die schnell 
geschnürten Hilfspakete für Un-
ternehmen haben im Lockdown 
Schlimmstes verhindert, doch in-
zwischen zeigen sich auch die ers-
ten Probleme. Was der verarbei-

tenden Industrie hilft, lässt sich 
nicht einfach auf Dienstleister 
übertragen. Die Bundesregierung 
muss also die Rückmeldungen aus 
den Ländern, von den Verbänden 
und Unternehmen ernst nehmen 
und bei den Hilfen nachbessern, 
wo es notwendig ist.

Aber der Staat allein kann es 
nicht richten, zumal es nicht dar-
um geht, sterbende Strukturen zu 
retten. Auch kann die große Koa-
lition nicht beeinflussen, wie Re-
gierungen in anderen Ländern mit 
der Pandemie umgehen. Die USA 
sind der wichtigste Einzelmarkt für 
deutsche Exporteure, gerade dort 
wütet der Sars-Cov-2-Erreger aber 
besonders heftig. Hohe Arbeitslo-
sigkeit senkt die Nachfrage nach 
Konsumgütern. Die ersten Coro-
na-Monate haben aber auch schon 
gezeigt, dass die Anpassungsfähig-
keit der Wirtschaft und der Erfin-
dergeist in vielen Unternehmen 
ungebrochen sind. Das wird uns 
auch wieder aus der Krise führen, 
die Frage ist nur, wie schnell.

Helge Matthiesen
zur Diskussion um eine neue Infektionswelle

Verstand gebrauchen

Warum müssen wir eigent-
lich erst wissen, ob es 
eine zweite Corona-Wel-

le gibt? Wenn das Haus brennt, 
wartet doch auch niemand auf die 
Feuerwehr, die das erst amtlich 
feststellt und dann darum bittet, 
doch ins Freie zu kommen.

Jeder kann inzwischen selbst 
wissen, dass es nach wie vor ein 
tödliches Risiko ist, an Covid-19 
zu erkranken. Das hat sich in den 
zurückliegenden Monaten nicht 
geändert. Jeder kann leicht er-
kennen, dass die Zahlen wieder 
steigen, weil nur Kontaktbeschrän-
kungen die Ausbreitung verhin-
dern. Die werden im Moment je-
doch nicht eingehalten.

Wie nah das für viele inzwi-
schen eher abstrakte Risiko ist, er-
leben gerade die Menschen in ei-
nem dünn besiedelten Kreis in 
Schleswig-Holstein. Im nahen Bel-
gien gehen große Städte wieder in 
den Lockdown. Es müssen also gar 
nicht die Ballermann-Partys sein, 
damit sich das Virus wohlfühlt.

Die persönliche Konsequenz aus 
diesen Fakten muss jeder selbst 
ziehen. Doch es ist sehr klar, wenn 
wir in naher Zukunft raus wol-
len aus den Beschränkungen, aus 
Maskenpflicht und Abstandsge-
bot, dann hilft allein die Disziplin 
aller. Die Politik setzt nur einen 
Rahmen. Sie versucht, mit Coro-
na-Tests am Flughafen das Risiko 
in Bahnen zu lenken. Die Verursa-
cher dieses Risikos sind wir alle.

Die Gefahr ist durch die Ur-
laubsreisen vieler deutlich ge-
wachsen. Viele pflegen inzwi-
schen eine persönliche Haltung, 
die Sache gehe sie nichts mehr an. 
Das erhöht das Risiko weiter. Ei-
nen zweiten Lockdown, der damit 
wahrscheinlicher wird, hält jedoch 
unsere Wirtschaft nicht aus. Neben 
der Gesundheit geht es also auch 
um unseren ganz persönlichen 
Wohlstand. Mag sein, dass dieser 
Gedanke einige Menschen endlich 
nachdenklich macht. Wir haben es 
selbst in der Hand, ob die zweite 
Welle uns umwirft oder nicht.

PRESSESTIMMEN

Zur Konjunktur schreibt die

Heilbronner Stimme
 j Die meisten Ökonomen gehen 

dennoch davon aus, dass im zwei-
ten Quartal der Tiefpunkt der Re-
zession erreicht wurde und es nun 
wieder aufwärts geht. Die span-
nende Frage lautet: wie schnell? 
Angesichts der gewaltigen Sum-
men, die der Staat zur Revitalisie-
rung der Wirtschaft lockermacht, 
ist die Hoffnung auf ein V, also ei-
nen steilen Anstieg nach dem tie-
fen Einbruch, nicht unrealistisch.

zum selben Thema die 

HNA
 j Die Zahlen spiegeln die Still-

standsmonate geschlossener Ge-
schäfte und gestoppter Fertigungs-
straßen wider. Inzwischen haben 
die Lockerungen die Wirtschaft 
wiederbelebt. Wenn die zweite In-
fektionswelle ausbleibt, spricht ei-
niges dafür, dass die Talsohle er-
reicht ist, aber alles dagegen, dass 
der Aufstieg einfach wird. (Kassel)

Die Republikanische Partei meldet sich zu Wort.  KARIKATUR: STUTTMANN

Sigmar Gabriel ist sofort drin an 
den Krisenherden dieser Welt. 
Der frühere Bundesaußenmi-

nister verknüpft mühelos den an-
gekündigten US-Truppenabzug mit 
europäischen wie auch deutschen 
Versäumnissen in der Außen- und 
Sicherheitspolitik. Mit ihm sprach 
Holger Möhle.

Herr Gabriel, wie sehr belastet 
der angekündigte US-Truppen-
abzug die ohnehin schon belaste-
ten deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen zusätzlich?
Sigmar Gabriel: Nach allem, was wir 
wissen, ist es tatsächlich als eine 
Art politische Bestrafung Deutsch-
lands und insbesondere der deut-
schen Kanzlerin gemeint. Unsere 
Kritik an der aktuellen Politik der 
USA unter ihrem Präsidenten, unser 
Festhalten am Nuklearabkommen 
mit dem Iran und an den internati-
onalen Organisationen der Verein-
ten Nationen sowie an der Idee des 
Multilateralismus, unsere ungelös-
ten Handelskonflikte mit den USA, 
die deutsche Kritik an der Kündi-
gung der großen nuklearen Abrüs-
tungsabkommen…

…viel Holz, was stört Trump noch?
Gabriel: Unsere differenzierte Hal-
tung zu China und auch die Weige-
rung Deutschlands und Europas, 
Russland trotz des weiterhin exis-
tierenden militärischen Konflikts 
in der Ukraine und der Besetzung 
der Krim mal eben schnell wieder 
zu den Treffen der sieben großen 
demokratischen (!) Staaten einzu-
laden, wie es Donald Trump vor-
schlägt, zeigen, wie groß die trans-
atlantische Drift zwischen den USA 
und Europa im Allgemeinen sowie 
Deutschland im Besonderen inzwi-
schen geworden ist.

Ist der Riss zu kitten?
Gabriel: Bei dieser Debatte gerät 
derzeit in Deutschland der eigent-
liche Kontinentaldrift zwischen Eu-
ropa und den USA aus dem Blick. 
Denn ganz egal wie der nächste Prä-
sident der USA heißt: Mittel- und 
langfristig wird es weniger US-Sol-
daten bei uns geben. Denn nicht 
erst seit Donald Trump, sondern 
schon unter Obama wollen die USA 
sich aus ihrem weltweiten militäri-
schen Engagement zurückziehen. 
Die US-Bevölkerung ist kriegsmüde 
und der Slogan links wie rechts lau-
tet in den USA: „Stop the endless 
wars.“ Das bedeutet Rück zug 
aus Afghanistan, Irak, 
Syrien und dem 
gesamten 
Nahen 
und 

Mittleren Osten. Und wenn das 
passiert, braucht man weniger 
militärische Hubs, Versorgungs-
einrichtungen und Infrastruktur 
in Deutschland und Europa für 
diese Einsätze in unserer Mittel-
meer-Nachbarschaft. Das Ganze 
wird sich nicht so erratisch wie un-
ter Trump vollziehen, wenn es einen 
neuen US-Präsidenten gibt…

… sondern…
Gabriel: Wenn die USA irgendwo 
auf der Welt noch starke militäri-
sche Präsenz zeigen werden, dann 
in den Konfliktregionen im In-
do-Pazifik. Wir Deutschen und Eu-
ropäer wollten ja immer den Rück-
zug des „Weltpolizisten USA“, weil 
damit ja sogar völkerrechtswidrige 
Kriege verbunden waren. Aber wir 
werden uns vermutlich noch wun-
dern, was passiert, wenn der Polizist 
weg ist. Im richtigen Leben beherr-
schen dann die Gangster die Straße. 
Und genau das sehen wir ja schon 
in den Kriegs- und Krisengebieten 
um uns herum. Die entscheidende 
Frage wird sein: Will Europa weiter 
zuschauen oder sich selbst einmi-
schen? Die USA jedenfalls werden 
uns diese schwierige Aufgabe nicht 
mehr allzu lange abnehmen.

Wie sehr sind dadurch US-ameri-
kanische wie auch Bündnisinteres-
sen berührt?
Gabriel: Es kommt darauf an, wel-
che Konsequenz die amerikani-
sche Führung aus dem Abzug der 
Truppen aus Deutschland 

zieht. Natürlich könnten die USA bi-
laterale Stationierungsverträge mit 
einzelnen EU-Mitgliedsstaaten wie 
Polen treffen. Das hieße dann aber, 
dass die Nato als Zentrum der stra-
tegischen, politischen und militä-
rischen Entscheidungen übergan-
gen und ausgehebelt würde. Denn 
die Beurteilung der strategischen 
Konsequenzen dauerhafter Trup-
penverlegungen zum Beispiel di-
rekt an die russische Grenze muss 
die Nato als Ganzes treffen. Wür-
de sie umgangen, käme das einer 
Kastration dieses so erfolgreichen 
westlichen Verteidigungsbündnis-
ses gleich. Und den Traum von einer 
einheitlichen europäischen Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik können wir dann erstmal längere 
Zeit begraben. Aber möglicherwei-
se will der amerikanische Präsident 
genau das. Denn von der EU hält er 
bekannterweise ja gar nichts.

Sehen Sie darin eine Strafaktion 
des US-Präsidenten für den säu-
migen Zahler Deutschland in der 
Nato?
Gabriel: Die berechtigte US-Kritik an 
den zu niedrigen Beiträgen Deutsch-
lands für die gemeinsame Verteidi-
gungsfähigkeit ist wohl eher der An-
lass als der tatsächliche Grund für 
die Truppenreduzierung. Aber die-
se Kritik der USA an uns ist berech-
tigt. Zur Wahrheit gehört, dass die 
USA diese große Abhängigkeit Euro-
pas und Deutschlands von den mili-
tärischen Fähigkeiten der Amerika-
ner wollten. Nach zwei Weltkriegen, 
die vor allem von Deutschland aus-
gingen, war es im Interesse vieler, 
dass Deutschland nur begrenzte 

militärische Fähigkeiten ha-
ben sollte, die zudem in das 

System der Nato eingebun-
den waren. Daran haben 

wir Deutsche uns aber 
zu sehr gewöhnt.

Europa hat den Wel-
tenwandel verschla-
fen?
Gabriel: Die Welt ist 
eine andere gewor-
den. Die USA werden 
weniger europäisch 
sein und mehr pazi-
fisch und es gibt gar 
keinen Grund, war-
um die USA zwei 
Drittel der Verteidi-

gungslasten Europas 
zahlen sollten, 

obwohl Europa und Amerika wirt-
schaftlich gleich stark sind. Hier hat 
Donald Trump ein sehr ernsthaftes 
Argument. Aber auch hier machen 
wir Deutschen und Europäer einen 
dramatischen Fehler: Wir schauen 
immer so auf Donald Trump wie das 
Kaninchen auf die Schlange.

Was muss passieren?
Gabriel: Die Stärkung der europäi-
schen Verteidigungsfähigkeit und 
auch des deutschen Beitrags müs-
sen wir doch nicht machen, weil es 
die USA von uns fordern, sondern 
weil es in unserem eigenen Interes-
se ist. Im Übrigen finden auch eine 
Reihe europäischer Nachbarn unse-
re Haltung kritisch. „Wir kämpfen, 
während ihr nur fotografiert“ lau-
tete eine Kritik eines französischen 
Offiziers, der damit die wachsende 
Verärgerung in Frankreich zum Aus-
druck brachte, dass bei wirklich ge-
fährlichen Einsätzen die Deutschen 
die Franzosen im Stich lassen wür-
den.

Haben Sie die Hoffnung, dass ein 
US-Präsident Joe Biden die Ankün-
digung Trumps tatsächlich zurück-
drehen würde?
Gabriel: Die kurzfristige Truppen-
reduzierung in Deutschland mög-
licherweise, die langfristige Abwen-
dung der USA von Europa und dem 
Nahen Osten hin zu ihren Interes-
sen im Pazifik wird er nicht verän-
dern. Warum sollte er auch? China 
ist der große politische, technolo-
gische und irgendwann auch mi-
litärische Konkurrent der USA. 
Russland ist derzeit eher das, was 
Helmut Schmidt einmal „Obervol-
ta mit Atomraketen“ genannt hat: 
ein militärisch hoch gerüstetes Land 
auf sehr schwachen ökonomischen 
Beinchen. Kein wirklicher strategi-

scher Konkurrent für die 
USA. Für uns in Eu-

ropa werden das 
in jeder Hinsicht 
unbequeme Zei-
ten mit vielen 
Fragen, die es 
zu beantworten 
gilt.

„Politische Bestrafung“
Ex-Bundesaußenminister Sigmar Gabriel zum angekündigten US-Truppenabzug

INTERVIEW SIGMAR GABRIEL

Knapp 30 Jahre lang gehörte Sig-
mar Gabriel einem Parlament an – zu-
nächst dem Niedersächsischen Land-
tag, später dann dem Bundestag. 
Der 60-jährige Goslarer war nieder-
sächsischer Ministerpräsident und 
SPD-Vorsitzender. Er war Vizekanzler, 
Bundesumweltminister, Bundeswirt-
schaftsminister und Bundesaußen-
minister.  Im November vergangenen 
Jahres gab er sein Bundestagsman-
dat zurück. Schon ein paar Monate zu-
vor war Gabriel zum Vorsitzenden des 
Vereins Atlantik-Brücke gewählt wor-
den. ga
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